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Konsolidierte Version der APrOVw gD mit der berücksichtigten Änderung vom 
3. August 2010 
 
Letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert durch Verordnung vom 3. August 2010 
(GBl. S. 731) 
Es wird verordnet auf Grund von 
1. § 18 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3, § 22 Abs. 1 und § 39 Abs. 3 des 
Landesbeamtengesetzes (LBG) in der Fassung vom 19. März 1996 (GBl. S. 286) im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium, 
2. § 34 Abs. 5 Satz 2 des Landeshochschulgesetzes vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1) im 





Ziel der Ausbildung ist es, Beamtinnen und Beamte heranzubilden, die nach ihrer 
Persönlichkeit sowie nach ihren allgemeinen und fachlichen Kenntnissen und Fähigkeiten für 
den gehobenen Verwaltungsdienst geeignet und vielseitig verwendbar sind. Die Ausbildung 
soll durch praktische Arbeit und ein anwendungsbezogenes Studium auf wissenschaftlicher 
Grundlage gründliche Kenntnisse, Fähigkeiten und die Anwendung von Methoden vermitteln, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der öffentlichen Verwaltung befähigen. Das Verständnis 
für die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zusammenhänge im nationalen, 
europäischen und internationalen Bereich ist dabei besonders zu fördern. 
§ 2 
Laufbahnbefähigung 
Die Befähigung für die Laufbahn des gehobenen Verwaltungsdienstes wird durch die 
Ableistung des Vorbereitungsdienstes und das Bestehen der Staatsprüfung an der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung Kehl oder an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg (Hochschulen) erworben. 
§ 3 
Gliederung der Ausbildung 
Die Ausbildung gliedert sich in 
1. ein sechsmonatiges Einführungspraktikum und 







1. die Bürgermeisterämter und die Gemeindeverwaltungsverbände, sofern mindestens 
eine Person mit Laufbahnbefähigung für den höheren oder gehobenen 
Verwaltungsdienst hauptamtlich beschäftigt wird; 
2. die Landratsämter; 
3. privatrechtlich organisierte Vereinigungen, Einrichtungen oder Unternehmen, deren 
Kapital (Grund- oder Stammkapital) sich unmittelbar oder mittelbar ganz oder 
überwiegend in öffentlicher Hand befindet oder die fortlaufend ganz oder 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln unterhalten werden; 
4. für die praktische Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungsdienstes auch 
Landesbehörden mit Ausnahme der obersten Landesbehörden, der 




Zulassung zur Ausbildung 
(1) Für die Vergabe von Ausbildungsplätzen setzt das Innenministerium im Einvernehmen 
mit dem Wissenschaftsministerium eine Zulassungszahl fest. Die Zulassungszahl bestimmt, 
wie viele Bewerberinnen und Bewerber höchstens mit der Ausbildung beginnen dürfen. 
(2) Der Zulassungsantrag ist bei der zuständigen Hochschule einzureichen. Örtlich zuständig 
ist 
1. die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg für 
Bewerberinnen und Bewerber mit Hauptwohnsitz in den Regierungsbezirken Stuttgart 
und Tübingen, 
2. die Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl für Bewerberinnen und Bewerber mit 
Hauptwohnsitz in den Regierungsbezirken Karlsruhe und Freiburg, 
3. im Übrigen die Hochschule, bei der die Bewerbung erfolgt. 
Wer keinen Hauptwohnsitz in Baden-Württemberg hat, kann die Zulassung wahlweise bei 
einer der Hochschulen beantragen. 
(3) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen: 
1. eine beglaubigte Abschrift des Schulabschlusszeugnisses, das die 
Hochschulzugangsberechtigung nachweist, oder, wenn ein solches noch nicht vorliegt, 
beglaubigte Abschriften der letzten zwei Schulzeugnisse oder beglaubigte Nachweise 
über den Besitz der Qualifikation für das Studium nach § 59 des 
Landeshochschulgesetzes; 
2. eine beglaubigte Abschrift des Ausbildungsabschlusszeugnisses, falls die sich 
bewerbende Person eine Ausbildung nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 absolviert hat, sowie 
beglaubigte Nachweise über sonstige Tätigkeiten, die zu einer Verkürzung der 
Ausbildung nach § 11 Abs. 1 führen können; 
3. im Falle des § 7 Abs. 2 Nr. 1 entsprechende beglaubigte Nachweise; 
4. eine Einverständniserklärung der gesetzlichen Vertreter, falls die sich bewerbende 
Person nicht volljährig ist. 
§ 6 
Voraussetzungen für die Zulassung 
(1) Zur Ausbildung wird zugelassen, wer 
1. die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis erfüllt; 
2. im Zeitpunkt der Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
a)  
 









als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet   
haben wird und mindestens fünf Jahre im öffentlichen Dienst mit Aufgaben 
beschäftigt worden ist, die üblicherweise von Beamtinnen und Beamten des 
gehobenen Verwaltungsdienstes wahrgenommen werden; 
3. die allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene Hochschulreife, die 
Fachhochschulreife oder einen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand oder die 
Qualifikation für das Studium nach § 59 des Landeshochschulgesetzes nachweist und 
4. im Auswahlverfahren nach §§ 7 und 8 sowohl von der Hochschule als auch von einer 
Ausbildungsstelle ausgewählt worden ist. 
(2) Zur Ausbildung kann auch zugelassen werden, wer die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 1 und 3 voraussichtlich zum Zeitpunkt der Einstellung in das Einführungspraktikum 
erfüllen wird. 
(3) § 60 der Landeslaufbahnverordnung sowie die Ermächtigung des 
Landespersonalausschusses, nach den Vorschriften der Landeslaufbahnverordnung auf Antrag 




Einbeziehung in das Auswahlverfahren 
(1) Für die Einbeziehung in das Zulassungsverfahren kann das Innenministerium einen 
Notendurchschnitt festlegen, der mindestens erreicht sein muss. Die Hochschulen beziehen 
diejenigen Bewerberinnen und Bewerber, die auf Grund einer Vorauswahl nach den zu 
Grunde zu legenden Noten am besten geeignet sind, in das Auswahlverfahren ein. 
Maßgeblich für die Vorauswahl ist bei Bewerberinnen und Bewerbern, 
1. die bereits eine Hochschulzugangsberechtigung nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 besitzen, die 
Durchschnittsnote des Abschlusszeugnisses; 
2. die zu Beginn des Einführungspraktikums voraussichtlich eine 
Hochschulzugangsberechtigung besitzen werden, die Durchschnittsnote, die aus den 
beiden letzten Schulzeugnissen errechnet wird; 
3. die keine Hochschulzugangsberechtigung, aber eine Qualifikation für das Studium 
nach § 59 des Landeshochschulgesetzes besitzen, die nach der 
Berufstätigenhochschulzugangsverordnung für zulassungsbeschränkte Studiengänge 
zu Grunde zu legende Durchschnittsnote. 
In das Auswahlverfahren sollen mindestens so viele Personen, wie dem Doppelten der 
Zulassungszahl entspricht, einbezogen werden. 
(2) Unabhängig von den zu Grunde zu legenden Noten nach Absatz 1 werden in das 
Auswahlverfahren einbezogen: 
1. Personen, die eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des Grundgesetzes oder einen 
freiwilligen Wehrdienst nach § 4 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes erfüllt haben oder 
noch erfüllen oder die eine mindestens einjährige Tätigkeit nach § 1 des 
Entwicklungshelfer-Gesetzes, nach §§ 3 und 4 des Gesetzes zur Förderung von 
Jugendfreiwilligendiensten ausgeübt haben oder noch ausüben, wenn 
a) 
sie bei einer Bewerbung zu einem Termin, der dem Zeitpunkt des Beginns des 
Dienstes oder der Tätigkeit unmittelbar vorausging, in das Auswahlverfahren 
einbezogen worden wären und 
b) 
sie zum nächstmöglichen Bewerbungstermin nach Beendigung des Dienstes oder der 
Tätigkeit die Zulassung beantragt haben; 
2. Absolventinnen und Absolventen der Staatsprüfung nach der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den mittleren Verwaltungsdienst oder nach der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den mittleren Dienst in der Allgemeinen Finanzverwaltung, die 
eine Gesamtnote von »gut« oder besser (10 Punkte und besser) erreicht haben; 
3. Absolventinnen und Absolventen der Ausbildungsabschlussprüfung im 
Ausbildungsberuf »Verwaltungsfachangestellte(r), Fachrichtung Kommunal- und 
Landesverwaltung«, die ein Gesamtergebnis von »gut« oder besser (81 Punkte und 
besser) erreicht haben. 
§ 8 
Durchführung des Auswahlverfahrens 
(1) Die Auswahl unter den nach § 7 in das Auswahlverfahren einbezogenen Bewerberinnen 
und Bewerbern erfolgt durch die Hochschulen und die Ausbildungsstellen. Zunächst prüfen 
die Hochschulen durch einen schriftlichen Test die Studierfähigkeit, anschließend prüfen die 
Ausbildungsstellen die persönliche und soziale Kompetenz der Bewerberinnen und Bewerber. 
(2) Die inhaltliche Ausgestaltung des schriftlichen Studierfähigkeitstests richtet sich nach dem 
Anforderungsprofil für den gehobenen Verwaltungsdienst. Dabei haben die Bewerberinnen 
und Bewerber nachzuweisen, dass sie über eine vertiefte Allgemeinbildung, über logisches, 
analytisches Denkvermögen und über Sprachfertigkeit in der deutschen Sprache verfügen, 
Konzentrationsfähigkeit besitzen und belastbar sind. Die Studierfähigkeitstests sind 
landesweit einheitlich durchzuführen. Sie haben nur für das laufende Auswahlverfahren 
Geltung. Die Hochschulen regeln die weiteren Einzelheiten zum Inhalt, zum Verfahren und 
zu den Mindestanforderungen für das Bestehen der Studierfähigkeitstests durch Satzungen, 
die insoweit der Zustimmung des Innenministeriums bedürfen. 
(3) Die Auswahlentscheidung der Hochschulen beruht zu gleichen Teilen auf dem 
Testergebnis und der nach § 7 Abs. 1 Satz 2 maßgeblichen Durchschnittsnote, bei 
Bewerberinnen und Bewerbern nach § 7 Abs. 2 der entsprechend § 7 Abs. 1 Satz 2 
berechneten Durchschnittsnote. Der Gesamtdurchschnitt wird bis auf zwei Dezimalstellen 
errechnet. Wer den Studierfähigkeitstest nicht bestanden hat, kann nicht ausgewählt werden. 
(4) Die von den Hochschulen ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber haben sich bei 
einer Ausbildungsstelle ihrer Wahl zu bewerben. Die Bewerbung bei mehreren 
Ausbildungsstellen ist zulässig. Die Hochschulen können festlegen, bis zu welchem Zeitpunkt 
die Auswahl durch eine Ausbildungsstelle erfolgt sein muss. 
(5) Die Ausbildungsstellen führen vor der Auswahl ein persönliches Gespräch mit den 
Bewerberinnen und Bewerbern. Sie teilen der zuständigen Hochschule unverzüglich ihre 
Entscheidung mit. 
(6) Die Hochschulen erteilen den Bewerberinnen und Bewerbern einen abschließenden 
Bescheid über die Zulassung. 
 
§ 9 
Verfall der Zulassung 
Die Zulassung wird unwirksam, wenn das Einführungspraktikum oder im Falle einer 
Verkürzung der Ausbildung nach § 11 der Vorbereitungsdienst nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach dem in der Zulassungsverfügung bestimmten Zeitpunkt begonnen wird. Die 
Hochschulen können Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 
§ 10 
Zuweisung zu einer Hochschule, 
Örtliche Zuständigkeit 
(1) Die Hochschulen bestimmen im gegenseitigen Einvernehmen, an welcher Hochschule die 
zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber ihren Vorbereitungsdienst zu absolvieren haben. 
Die Wünsche der Bewerberinnen und Bewerber sollen berücksichtigt werden. Reicht die 
Aufnahmekapazität einer Hochschule dafür nicht aus, erfolgt die Zuweisung unter 
Berücksichtigung der für den Wunsch der Bewerberinnen und Bewerber maßgebenden 
familiären, sozialen und wirtschaftlichen Gründe sowie des Ergebnisses des 
Auswahlverfahrens. 
(2) Anwärterinnen und Anwärter können während des Vorbereitungsdienstes 
1. auf Antrag aus wichtigen persönlichen, insbesondere familiären oder sozialen 
Gründen, 
2. auf Antrag zur Ableistung des Vertiefungsstudiums oder 
3. wenn es auf Grund der Kapazitäten der Hochschulen erforderlich ist, 
an die andere Hochschule im Einvernehmen mit dieser zugewiesen werden. 
(3) Die nach Absatz 1 oder 2 bestimmte Hochschule wird für die ihr zugewiesenen Personen 
mit Bekanntgabe der Entscheidung örtlich zuständig. 
§ 11 
Verkürzung der Ausbildung 
(1) Die Hochschulen können auf Antrag gestatten, dass unmittelbar mit dem 
Vorbereitungsdienst begonnen werden kann, wenn eine für die Ausbildung förderliche 
Tätigkeit von mindestens sechs Monaten Berufstätigkeit oder berufspraktischer Tätigkeit 
innerhalb einer bereits absolvierten Ausbildung nachgewiesen wird. Eine Verkürzung ist nur 
zulässig, wenn das Erreichen des Ausbildungsziels nicht gefährdet erscheint. 
(2) Bei Verkürzung der Ausbildung gelten die Bestimmungen über die Zulassung mit 
folgenden Maßgaben: 
1. An Stelle des Zeitpunkts der Einstellung in das Einführungspraktikum nach § 6 Abs. 2 
tritt der Zeitpunkt der Einstellung in den Vorbereitungsdienst; 
2. Die Auswahl nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 und § 8 erfolgt durch die Hochschulen; diese 





(1) Die Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes und die dazu ergangenen 
Durchführungsvorschriften bleiben unberührt. 
(2) Für Bewerberinnen und Bewerber, die Eingliederungsberechtigte im Sinne von § 1 der 
Stellenvorbehaltsverordnung sind, gelten die Bestimmungen über die Zulassung mit 
folgenden Maßgaben: 
1. An Stelle des Zulassungsantrags nach § 5 Abs. 2 tritt die Bewerbung bei der 
Vormerkstelle nach § 6 der Stellenvorbehaltsverordnung. Die Vormerkstelle schlägt 
Bewerberinnen und Bewerber, die für die Ausbildung in Betracht kommen, einer 
Hochschule zur Auswahl vor; 
2. Eine Vorauswahl auf Grund von Noten nach § 7 Abs. 1 findet nicht statt; 
3. Die Auswahlentscheidung der Hochschulen nach § 8 Abs. 3 beruht nur auf dem 
Testergebnis. Ein Vergleich mit Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht 










Im Einführungspraktikum sollen sich die Auszubildenden mit den Aufgaben und der 
Arbeitsweise der Verwaltung vertraut machen und dabei allgemeine Kenntnisse und 
Fähigkeiten erwerben, die für die Arbeit in der Verwaltung erforderlich sind. 
§ 14 
Einstellungsvoraussetzungen 
In das Einführungspraktikum ist von der Ausbildungsstelle einzustellen, wer 
1. von der Ausbildungsstelle ausgewählt und von einer Hochschule zugelassen worden 
ist, 
2. die übrigen Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 zum Zeitpunkt der Einstellung erfüllt 
und 
3. nach amtsärztlichem Gesundheitszeugnis über die erforderliche gesundheitliche 
Eignung oder als schwerbehinderter Mensch über das Mindestmaß an gesundheitlicher 
Eignung verfügt. 
Bei der Entscheidung über die Einstellung muss ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer 
Behörde (§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes) vorliegen, das bei der Entscheidung 
nicht älter als drei Monate sein soll. Das Führungszeugnis ist zur Vorlage bei der 
Ausbildungsstelle zu beantragen. Die zur Einstellung vorgesehenen Bewerberinnen und 
Bewerber haben eine schriftliche Erklärung über etwa anhängige strafrechtliche 
Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren sowie über Disziplinarmaßnahmen vorzulegen. 
§ 15 
Rechtsstellung der Dienstanfänger 
(1) Die Ausbildungsstellen begründen mit den zugelassenen Personen für das 
Einführungspraktikum ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis als 
Dienstanfängerinnen und Dienstanfänger. Diese führen die Dienstbezeichnung 
»Verwaltungspraktikantin« oder »Verwaltungspraktikant«. 
(2) Das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis endet außer durch Tod 
1. mit der Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf oder 
2. durch Entlassung. 
(3) Die Entlassung aus dem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis soll erfolgen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere kein hinreichendes Fortschreiten der Ausbildung 
zu erkennen ist. 
(4) Die Ausbildungsstellen teilen der zuständigen Hochschule die Einstellung und die 
Entlassung der Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten mit. 
 
§ 16 
Ablauf und Inhalte des Einführungspraktikums 
(1) Das Einführungspraktikum setzt sich aus einem vierwöchigen Einführungslehrgang und 
einer praktischen Ausbildung bei der Ausbildungsstelle zusammen. Die Ausbildungsinhalte 
werden von den Hochschulen im Benehmen mit den kommunalen Landesverbänden durch 
Satzungen festgelegt. 
(2) Das Einführungspraktikum beginnt mit dem Einführungslehrgang, der 120 
Unterrichtsstunden umfasst und mit einer schriftlichen Prüfung, auf die §§ 30, 31, 32 Abs. 1 
und § 33 Abs. 1 entsprechende Anwendung finden, abschließt. Der Lehrgang soll bei 
mehreren zentral gelegenen Ausbildungsstellen durchgeführt werden. Die Hochschulen legen 
im Einvernehmen mit den für die Durchführung des Lehrgangs vorgesehenen 
Ausbildungsstellen und im Benehmen mit den kommunalen Landesverbänden die Standorte 
fest. Die ausgewählten Ausbildungsstellen führen den Einführungslehrgang durch und wählen 
im Einvernehmen mit den Hochschulen die erforderlichen Lehrbeauftragten aus. 
(3) An den Einführungslehrgang schließt sich die praktische Ausbildung bei der 
Ausbildungsstelle an. Die praktische Ausbildung findet in mindestens zwei von der 
Ausbildungsstelle ausgewählten Bereichen statt, wobei jeder Abschnitt mindestens sechs 
Wochen dauert. Die Ausbildungsstelle erstellt für mindestens zwei Bereiche Beurteilungen; 
für die Bewertung der Leistungen der Verwaltungspraktikantinnen und 
Verwaltungspraktikanten findet § 30 entsprechende Anwendung. 
§ 17 
Ordnungsgemäße Ableistung 
(1) Das Einführungspraktikum hat ordnungsgemäß abgeleistet, wer den Einführungslehrgang 
mit mindestens der Note 4,0 in der schriftlichen Prüfung abgeschlossen und in den 
Beurteilungen einen Notendurchschnitt von mindestens 4,0 erreicht hat. 
(2) Die Ausbildungsstellen können das Einführungspraktikum für 
Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten, die unverschuldet so umfassende 
Teile des Einführungspraktikums versäumt haben, dass der Zweck des 
Einführungspraktikums nicht erfüllt ist, mit Einverständnis der Verwaltungspraktikantin oder 
des Verwaltungspraktikanten um bis zu ein Jahr verlängern oder der betreffenden Person zum 
nächstfolgenden Termin eine Wiederholung des Einführungspraktikums ermöglichen; einer 
erneuten Zulassung bedarf es nicht. 
(3) Die Ausbildungsstellen übersenden der zuständigen Hochschule die Beurteilungen sowie 
die Teilnahmebestätigung über den Einführungslehrgang und unterrichten sie über eine 










(1) In den Vorbereitungsdienst kann durch die Hochschule eingestellt werden, wer 
1. entweder das Einführungspraktikum ordnungsgemäß abgeleistet hat (§ 17) und die 
persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis weiterhin 
erfüllt oder 
2. bei verkürzter Ausbildung von der Hochschule zugelassen wurde und die 
Voraussetzungen des § 14 Satz 1 Nr. 2 und 3 erfüllt. 
(2) Mit der Ernennung durch die Hochschule werden die in den Vorbereitungsdienst 
eingestellten Personen Beamtinnen und Beamte auf Widerruf. Sie führen die 
Dienstbezeichnung »Regierungsinspektoranwärterin« oder »Regierungsinspektoranwärter«. 
(3) Das Beamtenverhältnis nach Absatz 2 endet spätestens mit Ablauf des Tages, an dem den 
Anwärterinnen und Anwärtern durch die Hochschule eröffnet wird, dass sie die 
Laufbahnprüfung für den gehobenen Verwaltungsdienst (§ 27 Abs. 1) bestanden oder 




(1) Der Vorbereitungsdienst besteht aus einem dreijährigen Studium, das als 
Bachelorstudiengang ausgestaltet ist. 
(2) Das Studium stellt eine Einheit dar, die aus drei aufeinander folgenden Abschnitten 
besteht: 
1. Grundlagenstudium an einer Hochschule 17 Monate; 
2. Praktische Ausbildung bei einer 
Ausbildungsstelle 14 Monate; 
3. Vertiefungsstudium an einer Hochschule 5 Monate. 
(3) Das Studium umfasst mindestens die folgenden Studieninhalte: 
1. Rechtswissenschaften mit den Schwerpunkten allgemeines und besonders 
Verwaltungsrecht, Verfassungsrecht, Europarecht, Grundlagen des Privatrechts; 
2. Verwaltungswissenschaften mit den Schwerpunkten Verwaltungslehre, Informations- 
und Kommunikationstechnologie; 
3. Wirtschaftswissenschaften mit den Schwerpunkten Verwaltungsbetriebswirtschaft und 
öffentliche Finanzwirtschaft und 
4. Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten Soziologie, Politologie und 
Sozialpsychologie. 
(4) In der praktischen Ausbildung und im Vertiefungsstudium sollen mindestens die 
folgenden Vertiefungsschwerpunkte angeboten werden: 
1. Organisation, Personal, Informationsverarbeitung; 
2. Ordnungsverwaltung; 
3. Leistungsverwaltung; 
4. Wirtschaft und Finanzen, öffentliche Betriebe und 
5. Kommunalpolitik, Führung im öffentlichen Sektor. 
Im Vertiefungsstudium ist von den Anwärterinnen und Anwärtern ein 
Vertiefungsschwerpunkt auszuwählen. 
(5) Das Nähere zu Ausbildungsinhalten und zum Studienablauf wird von den Hochschulen 
unter Beachtung der §§ 19 bis 25 durch Satzungen, die der Zustimmung des 
Innenministeriums bedürfen, geregelt. 
§ 20 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 
Die Hochschulen können den Vorbereitungsdienst für Anwärterinnen und Anwärter, die so 
umfassende Teile des Studiums versäumt haben, dass das Erreichen des Ausbildungszieles 
gefährdet wird, um bis zu ein Jahr verlängern. Außer Betracht bleiben Zeiten des 
Erholungsurlaubs oder eines Sonderurlaubs nach § 112 Abs. 3 LBG und §§ 26, 29 und 30 der 
Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) sowie eines bis zu zehntägigen Urlaubs aus 
sonstigen Gründen nach § 31 AzUVO. 
§ 21 
Studieneinheiten 
(1) Das Studium gliedert sich in thematisch und zeitlich abgeschlossene Studieneinheiten, die 
sich aus verschiedenen Lehr- und Lernformen zusammensetzen können. 
(2) Die Hochschulen haben die Studieninhalte, die als Studieneinheiten zusammengefasst 
werden, in Beschreibungen darzustellen und in diesen die Anteile, die auf die in § 19 Abs. 3 
genannten Studieninhalte entfallen, auszuweisen. 
(3) Der erfolgreiche Abschluss der Studieneinheiten setzt den Erwerb einer durch 
Hochschulsatzung festzulegenden Anzahl von Leistungspunkten (§ 22 Abs. 1) und das 
Bestehen der Teilprüfungen (§ 28) voraus. 
§ 22 
Leistungspunkte 
(1) Für Studieneinheiten, deren Prüfungen bestanden wurden, werden Leistungspunkte nach 
dem European Credit Transfer and Accumulation System vergeben. Für die Vergabe von 
Leistungspunkten werden alle mit einer Lehrveranstaltung oder einer Prüfung verbundenen 
studienbezogenen Tätigkeiten einbezogen. Mit den Leistungspunkten ist keine qualitative 
Bewertung der Studienleistungen verbunden. 
(2) Während des gesamten Studiums sind mindestens 180 Leistungspunkte zu erwerben. 
(3) Werden in der praktischen Ausbildung und im Vertiefungsstudium die Schwerpunkte nach 
§ 19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder 3 ausgewählt, müssen insgesamt mindestens 90 
Leistungspunkte, bei einer sonstigen Schwerpunktbildung mindestens 60 Leistungspunkte in 
rechtswissenschaftlichen Studieninhalten erworben werden. 
§ 23 
Praktische Ausbildung 
(1) Die praktische Ausbildung dient dem exemplarischen Lernen. Die Anwärterinnen und 
Anwärter sollen ihre theoretischen Kenntnisse anwenden, vertiefte praktische Erfahrungen 
sammeln und auf das Vertiefungsstudium hingeführt werden. Die Hochschulen stellen in 
Zusammenarbeit mit den Ausbildungsstellen sicher, dass diese Ziele erreicht werden. 
(2) Die praktische Ausbildung gliedert sich in vier jeweils mindestens drei Monate dauernde 
Studieneinheiten, in denen aufeinander folgend in vier Vertiefungsschwerpunkten nach § 19 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 ausgebildet wird. Der erfolgreiche Abschluss der praktischen 
Ausbildung setzt voraus, dass in den Teilprüfungen nach § 28 Abs. 1 und den Beurteilungen 
nach § 25 Abs. 2 ein Gesamtnotendurchschnitt von mindestens 4,0 erreicht wird. Bei 
Auslandsstationen nach Absatz 3 ist nur die Prüfungsnote einzubeziehen. 
(3) Die praktische Ausbildung findet grundsätzlich bei Ausbildungsstellen nach § 4 statt. Drei 
Monate sollen bei einer § 4 entsprechenden Ausbildungsstelle in einem anderen Bundesland 
oder einer anderen geeigneten Ausbildungsstelle in der Privatwirtschaft, bei einem Verband 
oder im Ausland absolviert werden. Die Zuweisung zu den Ausbildungsstellen erfolgt durch 
die Hochschulen. Dabei sind schriftlich geäußerte Wünsche der Anwärterinnen und Anwärter 
nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 
(4) Für die Organisation und Durchführung der praktischen Ausbildung sind die 
Ausbildungsstellen unter der Verantwortung der Hochschulen zuständig. 
§ 24 
Praxisbegleitende Arbeitsgemeinschaften 
(1) Die Anwärterinnen und Anwärter haben während der praktischen Ausbildung an 
praxisbegleitenden Arbeitsgemeinschaften teilzunehmen. Dabei sollen Anwärterinnen und 
Anwärter, die in demselben Vertiefungsschwerpunkt ausgebildet werden, in entsprechend 
ausgerichteten Arbeitsgemeinschaften zusammengefasst werden. 
(2) Die Arbeitsgemeinschaften sollen bei zentral gelegenen Ausbildungsstellen eingerichtet 
werden. Die Hochschulen legen im Einvernehmen mit diesen Ausbildungsstellen die 
Standorte fest und wählen die Lehrbeauftragten aus. Die Ausbildungsstellen, bei denen 
Arbeitsgemeinschaften eingerichtet werden, bestimmen eine für die Arbeitsgemeinschaft 
verantwortliche Person. 
§ 25 
Pflichten der Ausbildungsstellen 
(1) Die Ausbildungsstellen teilen der zuständigen Hochschule den Zeitpunkt des Beginns der 
praktischen Ausbildung mit und berichten ihr unverzüglich, wenn bei einer Person die durch 
Krankheit oder aus sonstigen Gründen versäumte Ausbildungszeit zwei Monate übersteigt. 
(2) Die Ausbildungsstellen haben unverzüglich nach Beendigung einer Studieneinheit eine 
Beurteilung zu erstellen. Diese muss Aussagen beinhalten über die Dauer sowie 
Unterbrechungen der Ausbildung, konkrete Ausbildungsinhalte, Fähigkeiten, 
Entwicklungspotential und Leistungen der auszubildenden Person sowie deren dienstliches 
Verhalten. § 30 findet Anwendung. Die Beurteilungen sind der zuständigen Hochschule 
zuzuleiten, den Anwärterinnen und Anwärtern bekannt zu geben und auf Verlangen mit 





(1) Prüfungsbehörden sind die Hochschulen. Sie treffen in Prüfungsangelegenheiten alle 
Entscheidungen einschließlich der Entscheidung über eingelegte Rechtsbehelfe. 
(2) Die Prüfungen sind jeweils an der Hochschule abzulegen, an der zum Zeitpunkt der 
Prüfung studiert wird. Eine Wiederholung (§ 33) erfolgt an derselben Fachhochschule, an der 
die erste Prüfung abgelegt wurde. 
§ 27 
Staatsprüfung 
(1) Mit der Staatsprüfung soll festgestellt werden, ob die Anwärterinnen und Anwärter den 
Anforderungen für den gehobenen Verwaltungsdienst entsprechen. 
(2) Die Staatsprüfung setzt sich aus dem Erwerb der Leistungspunkte nach § 22, den 
Teilprüfungen nach § 28 und der Bachelorarbeit nach § 29 zusammen. Die Prüfung ist 
bestanden, wenn insgesamt mindestens 180 Leistungspunkte erzielt und die Teilprüfungen 
bestanden werden sowie die Bachelorarbeit mit mindestens 4,0 bewertet wird. 
(3) Die Staatsprüfung ist zugleich Laufbahnprüfung im Sinne von § 27 LBG. Die zum 
Aufstieg zugelassenen Beamtinnen und Beamten des mittleren Verwaltungsdienstes legen die 
Prüfung nach Absatz 2 als Aufstiegsprüfung ab. 
(4) Die Hochschulen regeln unter Beachtung der §§ 26 bis 36 die Einzelheiten über Zeitpunkt, 
Dauer, Inhalt, Ablauf und Bewertung der Prüfungen durch Satzungen, die der Zustimmung 
des Innenministeriums bedürfen. 
§ 28 
Teilprüfungen 
(1) In jeder Studieneinheit muss mindestens eine Prüfung abgelegt werden (Teilprüfung). 
Diese kann studieneinheitbegleitend oder studieneinheitabschließend ausgestaltet werden. 
(2) Als Prüfungsformen kommen schriftliche Klausuren, mündliche Prüfungen, Hausarbeiten, 
Referate, Präsentationen, Projektarbeiten und Praktikumsberichte in Betracht. 
(3) Mindestens drei schriftliche Klausuren mit einer Bearbeitungszeit von jeweils mindestens 
vier Stunden haben sich mit den in § 19 Abs. 3 genannten Studieninhalten zu befassen. Eine 
dieser Klausuren muss einen rechtswissenschaftlichen Schwerpunkt und die Form der 
juristischen Fallbearbeitung aufweisen. 
(4) Mindestens eine Studieneinheit ist mit einer mündlichen Prüfung in einem der in § 19 
Abs. 3 genannten Studieninhalte abzuschließen. 
§ 29 
Bachelorarbeit 
(1) Die Anwärterinnen und Anwärter haben während der praktischen Ausbildung eine 
Prüfungsarbeit (Bachelorarbeit) zu erstellen, mit der sie ihre Befähigung zur selbständigen 
Bearbeitung eines Problems aus der Praxis unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden 
aufzeigen sollen. Die Bachelorarbeit besteht aus einer schriftlichen Arbeit und deren 
mündlicher Verteidigung, die insgesamt mit einer Note nach § 30 zu bewerten sind. Der 
Anteil der mündlichen Verteidigung an der Note beträgt 25 Prozent. 
(2) Das Thema der Bachelorarbeit wird von der Prüfungsbehörde vergeben. Die 
Themenstellung erfolgt auf Vorschlag einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers. 
Den Anwärterinnen und Anwärtern ist Gelegenheit zu geben, eigene Themenvorschläge zu 
machen. 
(3) Die Bearbeitungsdauer für die schriftliche Arbeit beträgt drei Monate. In den Satzungen 
nach § 19 Abs. 5 kann vorgesehen werden, dass die Anwärterinnen und Anwärter zur 
Anfertigung der schriftlichen Arbeit für einen Monat durch die Hochschule vollständig von 
der praktischen Ausbildung freigestellt werden. 
§ 30 
Prüfungsbewertung 
(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden nach folgender Notenskala bewertet: 
sehr gut (1,0-1,5) - eine hervorragende Leistung; 
gut (1,6-2,5) - eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt; 
befriedigend (2,6-3,5) - eine Leistung, die den durchschnittlichen Anforderungen 
genügt; 
ausreichend (3,6-4,0) - eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt; 
nicht ausreichend (4,1-5,0) - eine Leistung, die wegen Mängeln den Anforderungen nicht 
mehr entspricht. 
(2) Noten für Prüfungsleistungen sind stets mit einer Dezimalstelle auszuweisen. 
(3) Das Bestehen einer Teilprüfung setzt voraus, dass sie mindestens mit 4,0 bewertet wird. 
Sind in einer Studieneinheit mehrere Teilprüfungen zu absolvieren, kann in den Satzungen 
nach § 27 Abs. 4 bestimmt werden, dass im Durchschnitt der Bewertungen dieser 




(1) Bei Fernbleiben oder bei Rücktritt von einer Teilprüfung ohne Genehmigung der 
Prüfungsbehörde gilt die Teilprüfung als nicht bestanden. 
(2) Genehmigt die Prüfungsbehörde das Fernbleiben oder den Rücktritt, so gilt die 
Teilprüfung als nicht unternommen. Wird das Fernbleiben oder der Rücktritt von einzelnen 
Prüfungsaufgaben genehmigt, können diese im Wiederholungstermin nachgeholt werden. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. Fernbleiben und 
Rücktritt im Fall einer Erkrankung können grundsätzlich nur genehmigt werden, wenn 
unverzüglich eine amtsärztliche Untersuchung herbeigeführt und das amtsärztliche Zeugnis 
der Prüfungsbehörde vorgelegt wird. Das amtsärztliche Zeugnis muss Angaben über Art, 
Grad und Dauer der sich aus den medizinischen Befundtatsachen ergebenden 
Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit enthalten, soweit diese Angaben für die Beurteilung 
der Prüfungsfähigkeit erheblich sind. 
(3) Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder eines anderen 
Rücktrittsgrundes einer Teilprüfung oder einer Prüfungsaufgabe unterzogen hat, kann wegen 
dieses Grundes nicht nachträglich zurücktreten. Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis 
gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere dann vor, wenn nicht unverzüglich eine 
Klärung herbeigeführt wurde. 
(4) Bei behinderten Anwärterinnen und Anwärtern, die in ihren kommunikativen Fähigkeiten 
eingeschränkt sind, stellt die Prüfungsbehörde die barrierefreie Gestaltung aller Teilprüfungen 
sicher. Soweit erforderlich, werden geeignete Kommunikationshilfen zugelassen oder weitere 
Nachteilsausgleiche gewährt. Die Beeinträchtigung ist darzulegen und durch amtsärztliches 
Zeugnis nachzuweisen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Bachelorarbeit entsprechend. 
§ 32 
Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung 
(1) Wer es unternimmt, das Ergebnis seiner Staatsprüfung durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, oder wer 
sich sonst eines erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung schuldig macht, kann unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes durch die Prüfungsbehörde von der Fortsetzung 
des Studiums ausgeschlossen und aus dem Beamtenverhältnis entlassen werden. Statt eines 
Ausschlusses können eine oder mehrere Arbeiten mit der Note 5,0 bewertet oder die 
Gesamtnote zum Nachteil des Prüflings abgeändert werden. In minderschweren Fällen kann 
von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden. 
(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
vorlag, kann die Prüfungsbehörde die Prüfungsentscheidung zurücknehmen und die in Absatz 
1 genannten Maßnahmen treffen, wenn seit der Beendigung der Staatsprüfung nicht mehr als 
fünf Jahre vergangen sind. Die Rücknahme ist nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
zulässig, nachdem die Prüfungsbehörde von Tatsachen Kenntnis erlangt hat, welche die 
Rücknahme rechtfertigen. Die Entscheidung ist der betroffenen Person zuzustellen. 
§ 33 
Wiederholung von Teilprüfungen und der Bachelorarbeit 
(1) Wer eine Teilprüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal wiederholen. Satz 1 gilt für die 
Bachelorarbeit entsprechend. 
(2) Wird auch die Wiederholungsprüfung nach Absatz 1 Satz 1 nicht bestanden, können bis 
zu drei Teilprüfungen des gesamten Studiums ein weiteres Mal wiederholt werden. 
(3) Wiederholungsprüfungen sind innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses durchzuführen. 
§ 34 
Feststellung des Ergebnisses 
(1) Nach Abschluss aller Teilprüfungen und nach Bewertung und Verteidigung der 
Bachelorarbeit setzt die Prüfungsbehörde eine Gesamtnote fest. In diese fließen mit 
Ausnahme der Teilprüfungen während der praktischen Ausbildung (§ 23 Abs. 2) alle 
Prüfungsergebnisse ein. Der Anteil der Bachelorarbeit an der Gesamtnote soll mindestens 10 
Prozent betragen. 
(2) Die Gesamtnote wird mit einer Dezimalstelle ausgewiesen. Die weiteren Dezimalstellen 
werden gestrichen. 
§ 35 
Abschlusszeugnis und Hochschulgrad 
(1) Wer die Staatsprüfung bestanden hat, erhält ein Abschlusszeugnis mit folgenden Angaben: 
1. die Gesamtnote und die insgesamt erworbenen Leistungspunkte, 
2. Anteil der Leistungspunkte mit rechtswissenschaftlichen Studieninhalten, 
3. die Bezeichnung und Benotung der absolvierten Studieneinheiten sowie der hierauf 
entfallenden Leistungspunkte und 
4. das Thema und die Benotung der Bachelorarbeit. 
(2) Mit dem Bestehen der Staatsprüfung verleihen die Hochschulen den Hochschulgrad 
»Bachelor of Arts«, abgekürzt »B. A.«. 
(3) Aus dem Bestehen der Laufbahnprüfung für den gehobenen Verwaltungsdienst ergibt sich 
kein Anspruch auf Verwendung im öffentlichen Dienst. 
§ 36 
Prüfungsakten 
Die Prüfungsakten werden bei den Prüfungsbehörden geführt. Die Anwärterinnen und 
Anwärter, die an der Prüfung teilgenommen haben, können nach Abschluss der Staatsprüfung 





(1) Urlaub und Arbeitsverkürzungstag werden nach den Bestimmungen der Arbeitszeit- und 
Urlaubsverordnung gewährt. Während des Vorbereitungsdienstes wird der Erholungsurlaub in 
dem Umfang nach § 21 Abs. 4 AzUVO durch die Ferien abgegolten, der dem zeitlichen 
Anteil des Grundlagenstudiums oder des Vertiefungsstudiums im Kalenderjahr entspricht. 
(2) Während des Einführungslehrgangs, des Grundlagenstudiums und des 
Vertiefungsstudiums soll kein Erholungsurlaub gewährt werden. 
§ 38 
Rechtsaufsicht 
Rechtsaufsichtsbehörde bei der Durchführung dieser Verordnung ist das Innenministerium. 
§ 39 
Übergangsregelungen 
(1) Für Anwärterinnen und Anwärter, die im September 2007 oder früher mit dem 
Vorbereitungsdienst beginnen oder begonnen haben, findet weiterhin die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Verwaltungsdienst vom 27. Januar 2004 (GBl. S. 118), 
geändert durch Verordnung vom 25. Juli 2006 (GBl. S. 278), Anwendung. 
(2) Für Anwärterinnen und Anwärter, die an der Staatsprüfung im Jahr 2010 teilnehmen, 
diese aber nicht bestehen, ist innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe des Ergebnisses 
eine Wiederholungsprüfung durchzuführen. Dasselbe gilt bei einem von der Prüfungsbehörde 
genehmigten Fernbleiben oder Rücktritt von dieser Prüfung. Sollte in den Fällen eines 
genehmigten Fernbleibens oder Rücktritts von der Prüfung oder von der 
Wiederholungsprüfung eine weitere Wiederholungsprüfung erforderlich werden, gilt Satz 1 
entsprechend. 
(3) Können Anwärterinnen und Anwärter wegen einer Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes nicht bis zum Jahr 2010 an der Staatsprüfung teilnehmen, finden für 
sie abweichend von Absatz 1 ab der Bekanntgabe der Verlängerung die Bestimmungen dieser 
Verordnung Anwendung. Bis dahin absolvierte Ausbildungs- und Prüfungsteile werden 
angerechnet. Die Prüfungsbehörde entscheidet über Art und Umfang der Anrechnung. 
§ 40 
Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen Verwaltungsdienst vom 27. Januar 
2004 (GBl. S. 118), geändert durch Verordnung vom 25. Juli 2006 (GBl. S. 278), außer Kraft; 
§ 39 bleibt unberührt. 









Studien- und Prüfungsordnung (SPO) 
für den Bachelorstudiengang 
„Gehobener Verwaltungsdienst –  
Public Management“ 
 
Aufgrund von § 34 Abs. 1 des Landeshochschulgeset-
zes und von § 27 Absatz 4  über die Hochschulen in 
Baden-Württemberg (Landeshochschulgesetz - LHG), 
vom 1. Jan. 2005 (GBl. S 1), geändert durch Art. 12 des 
Gesetzes vom 29. Juli 2010 (GBl. S. 555, 562)  und von 
§§ 16 Abs. 1 Satz 2, 19 Abs. 5, 27 Abs. 4 der Verord-
nung des Innenministeriums über die Ausbildung und 
Prüfung für den gehobenen Verwaltungsdienst (Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen Ver-
waltungsdienst – APrOVw gD vom 30. Aug. 2007 GBl. 
S. 400), hat der Senat der Hochschule für öffentliche 
Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg am 28. März 
2011 die Studien- und Prüfungsordnung für den Bache-
lorstudiengang „Gehobener Verwaltungsdienst – Public 
Management“ in der folgenden Fassung beschlossen. 
 
Das Benehmen mit den kommunalen Landesverbänden 
zur Anlage I wurde hergestellt (Schreiben des Städte-
tags Baden-Württemberg vom 17.12.2007, des Land-
kreistags Baden-Württemberg vom 18.12.2007 und des 
Gemeindetags Baden-Württemberg vom 16.01.2008). 
 
Das Innenministerium hat seine Zustimmung am 
22.03.2011 erteilt. 
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A. Allgemeine Regelungen 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Studien- und Prüfungsordnung (SPO) regelt 
Ziel, Inhalt und Aufbau des Bachelorstudiengangs 
„Gehobener Verwaltungsdienst – Public Manage-
ment“ und seiner Prüfungen an der - Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigs-
burg. 
 
§ 2 Ziele des Studiums  
(1) Das Studium soll den Absolventen/Absolventinnen 
den Zugang zu Verwaltungstätigkeiten der geho-
benen Sachbearbeitung und Führungsfunktionen 
des öffentlichen Sektors, insbesondere der Lauf-
bahn des gehobenen Verwaltungsdienstes, öffnen. 
Die Tätigkeitsfelder umfassen neben der Staats- 
und Selbstverwaltung auch öffentliche Unterneh-
men und vermitteln auch die Befähigung, in ge-
meinnützigen, kirchlichen und sonstigen Organisa-
tionen sowie privatwirtschaftlichen Unternehmen, 
die selbst öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder 
als Dienstleister für Träger öffentlicher Aufgaben 
tätig sind, entsprechende Aufgaben wahrzuneh-
men. 
(2) Das Studium soll die Studierenden auf berufliche 
Tätigkeiten im öffentlichen Sektor vorbereiten und 
ihnen unter Berücksichtigung der Veränderungen 
in der Berufswelt und im gesellschaftlichen Umfeld 
die dafür erforderlichen sachlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie 
zum wissenschaftlichen Arbeiten, zur Anwendung 
wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse im 
Beruf, zu kritischem Denken und zu verantwortli-
chem Handeln befähigt werden. 
(3) Im Einzelnen werden folgende Qualifikationsziele 
verfolgt:  
• Anwendungsorientierte Problemlösungsfähig-
keit auf wissenschaftlich-methodischer Grund-
lage mit dem Schwerpunkt Rechtsanwendung, 
• Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit, 
Verantwortungsbereitschaft und Orientierung 
am Gemeinwohl,  
• Kompetenzen zur Lösung von politischen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Fragestellungen auf der Ebene der 
Kommunen, der Länder, des Bundes und der 
Europäischen Union. 
(4) Der Studiengang fördert die Gleichstellung im öf-
fentlichen Sektor und enthält entsprechende Lehr-
angebote. 
 
§ 3 Studienbeginn, Kapazität, Zulassung 
(1) Die Aufnahme von Studierenden in den Bachelor-
studiengang „Gehobener Verwaltungsdienst – 
Public Management““ erfolgt jeweils zum Som-
mersemester.  
(2) Das Zulassungsverfahren ist in §§ 5 ff. 
APrOVw gD geregelt. Es wird durch die Satzung 
der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Fi-
nanzen Ludwigsburg, und der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung Kehl, für das Auswahlverfah-
ren zum gehobenen Verwaltungsdienst vom 
20.10.2006 näher ausgestaltet. 
(3) Der Aufnahme des Studiums geht ein Einfüh-
rungspraktikum von sechs Monaten voraus, soweit 
nicht eine Verkürzung der Ausbildung nach § 11 
APrOVw gD gestattet wurde. Ablauf und Inhalte 
des Einführungspraktikums ergeben sich aus § 16 
APrOVw gD. Die Ausbildungsinhalte sind in der 
Anlage I festgelegt. 
 
§ 4 Gliederung des Studiums 
 
(1) Die Regelstudienzeit des Bachelorstudiengangs 
„Gehobener Verwaltungsdienst – Public Manage-
ment““ beträgt sechs Semester und umfasst insge-
samt 180 Leistungspunkte (Credits) gemäß Euro-
pean Credit Transfer System. 
(2) Der Gesamtumfang des Studiums beträgt 5400 
Zeitstunden.  
(3) Der Studienaufbau ergibt sich aus § 19 Abs. 2 
APrOVw gD.  
 
§ 5 Module, Modulbeauftragte 
(1) Module (Studieneinheiten) sind abgeschlossene 
Lerneinheiten, die zu einem definierten Kompe-
tenzzuwachs führen sollen.  
(2) Die Studienkommission bestimmt für jedes Modul 
einen Modulbeauftragten/eine Modulbeauftragte. 
Die Modulbeauftragten sind Ansprechpartner für 
Fakultätsrat und Studienkommission, für Fakul-
tätsvorstand und Prüfungsverwaltung sowie für 
Lehrkräfte und Studierende in allen allgemeinen 
Fragen des betreffenden Moduls. 
(3) Die Modulbeauftragten sollen, soweit nicht der 
Studiendekan/die Studiendekanin zuständig ist, 
vor allem folgende Aufgaben wahrnehmen: 
 
• Entwicklung des Moduls im Zusammenwirken 
mit den übrigen Lehrkräften 
• Koordination des Studienangebots 
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• Koordination von studienbegleitenden Prüfun-
gen 
• Planung und Steuerung des Einsatzes von 
Lehrkräften, insbesondere von Lehrbeauftrag-
ten 
• Betreuung und Beratung der Lehrkräfte im lau-
fenden Studienbetrieb. 
(4) Die Vertreter/innen der Studierenden im Fakultäts-
rat können für jedes Modul beigeordnete Studie-
rende benennen. 
(5) Die beigeordneten Studierenden werden von den 
Modulbeauftragten über wichtige Entwicklungen 
des Moduls und den Einsatz von Lehrbeauftragten 
unterrichtet. Abweichende Voten der beigeordne-
ten Studierenden, zum Beispiel zum Einsatz von 
Lehrbeauftragten, werden der Studienkommission 
zur Kenntnis gegeben. 
 
§ 6 Studienberatung 
(1) Das Studium des Bachelorstudiengangs „Gehobe-
ner Verwaltungsdienst – Public Management““ 
wird mit einer Einführungsveranstaltung zu Beginn 
des ersten Studiensemesters eingeleitet.  
(2) Während der gesamten Studienzeit werden mo-
dulspezifische und allgemeine Fachstudienbera-
tungen angeboten. 
(3) Die modulspezifische Fachstudienberatung wird 
von den zuständigen Modulbeauftragten durchge-
führt. Die allgemeine Fachstudienberatung wird 
von den Studiendekanen koordiniert. 
 
 
B. Studiensemester an der  
 Hochschule 
 
§ 7 Gliederung des Bachelorstudiengangs „Geho-
bener Verwaltungsdienst – Public Manage-
ment“ im Grundlagenstudium 
(1) Das Grundlagenstudium umfasst 3 Semester mit 
insgesamt 17 Monaten. 
(2) In diesen drei Semestern sind die Module  
Modul 1: Öffentlich-rechtliche Grundlagen des 
Verwaltungshandelns 
Modul 2: Ordnungs- und Planungsrecht 
Modul 3: Sozialrecht 
Modul 4: Kommunalrecht 
Modul 5: Zivilrechtrechtliche Grundlagen des 
Verwaltungshandelns1, 
Ordnungswidrigkeitenrecht 
Modul 6: Zivilrechtrechtliche Grundlagen des 
Verwaltungshandelns 2 
Modul 7: Öff. Finanz- und Betriebswirtschaft1 
Modul 8: Öff. Finanz- und Betriebswirtschaft 2 
Modul 9: Öff. Finanz- und Betriebswirtschaft 3 
Modul 10: VWL und Soziologie 
Modul 11: Verwaltungsinformatik/Organisation 
Modul 12: Personal 
Modul 13: Psychologie 
Modul 14: Proseminar 
Modul 15: Sprachen und Interkulturalität/Studium 
Generale 
Modul 16: Fachprojekt 
zu studieren. In diesen Modulen werden die Stu-
dierenden exemplarisch in die fachspezifischen 
Problemstellungen und Methoden eingeführt.  
(3) Bei den Modulen 14 - 16 wählen die Studierenden 
aus den Wahlangeboten jeweils eine Lehrveran-
staltung aus. Sie sollen das Studium im Grundla-
genstudium erweitern und bereichern. 
(4) Die in den Modulen jeweils zu erbringenden Leis-
tungspunkte im Grundlagenstudium ergeben sich 
aus Anlage II. 
 
§ 8 Gliederung des Bachelorstudiengangs -
„Gehobener Verwaltungsdienst – Public Mana-
gement“ im Vertiefungsstudium  
(1) Voraussetzung für die Aufnahme des Vertiefungs-
studiums ist der Abschluss des Grundlagenstudi-
ums und der praktischen Ausbildung. 
(2) Das Vertiefungsstudium findet im sechsten Se-
mester statt. In ihm werden die im Grundlagenstu-
dium vermittelten Kenntnisse durch Profilbildung 
erweitert und zugleich spezialisiert. Die Profilbil-
dung erfolgt in Form von  praxisorientierten Vertie-
fungsschwerpunkten. 
(3) Als Vertiefungsschwerpunkte werden angeboten: 
• Personal, Organisation, Informationsmanage-
ment (Vertiefungsschwerpunkt I) 
• Ordnungsverwaltung (Vertiefungsschwerpunkt 
II) mit den Varianten  
Umweltschutz, Planung und Bauen und 
Zuwanderung, 
• Leistungsverwaltung (Vertiefungsschwerpunkt 
III) mit den Varianten  
Sozialleistungsverwaltung und  
Bildungs-, Kultur- und Sportmanagement 
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• Wirtschaft und Finanzen (Vertiefungsschwer-
punkt IV) mit den Varianten 
Kommunalwirtschaft und  
Öffentliche Unternehmen  
• Führung im öffentlichen Sektor (Vertiefungs-
schwerpunkt V). 
Von diesen ist ein Vertiefungsschwerpunkt auszu-
wählen.  
(4) Die Module der Vertiefungsschwerpunkte und die 
jeweils zu erbringenden Leistungspunkte ergeben  
sich aus Anlage II.  
 
 
C. Praktische Ausbildung 
 
§ 9 Ziele und Ablauf der praktischen Ausbil-
dung 
Ziele und Ablauf der praktischen Ausbildung ergeben 
sich aus §§ 23 – 25 APrOVw gD.  
 
§ 10  Praxiskoordinato-
ren/Praxiskoordinatorinnen 
Die Hochschule bestellt eine oder mehrere Praxiskoor-
dinatoren/Praxiskoordinatorinnen. Sie haben die Aufga-
be, während der praktischen Ausbildung den Kontakt zu 
den Studierenden und den Ausbildungsstellen zu hal-
ten, mit den von ihnen betreuten Studierenden die Er-
fahrungen in der jeweiligen Ausbildungsstelle zu be-
sprechen und den Ausbildungsstellen Hinweise zur wei-
teren Durchführung zu geben. 
 
§ 11 Ausbildungsstellen und Inhalte der prakti-
schen Ausbildung 
(1) Die praktische Ausbildung gliedert sich in vier 
jeweils mindestens drei Monate dauernde Mo-
dule. Die Studierenden können dazu aus den 
folgenden fünf Vertiefungsschwerpunkten vier 
auswählen: 




• Wirtschaft und Finanzen, öffentliche Betriebe 
und 
• Kommunalpolitik, Führung im öffentlichen Sek-
tor. 
(2) Die Inhalte der Praxismodule ergeben sich aus 
den Modulbeschreibungen, welche die Hoch-
schule erstellt. Die in den Praxismodulen zu 
erbringenden Leistungspunkte enthält die An-
lage II.  
(3) Die Bereiche können jeweils in einer oder in 
mehreren Ausbildungsstellen absolviert wer-
den. 
(4) Die Ausbildungsstelle benennt der Hochschule 
Ansprechpartner (Praxisbetreuer), die nach ei-
nem Ausbildungsplan für die qualitative Durch-
führung der Ausbildung Sorge tragen. 
 
§ 12 Erschließung von Praktikumsplätzen 
Die Studierenden sind verpflichtet, sich um angemes-
sene und ihrer Studienzielsetzung entsprechende Aus-
bildungsstellen zu bemühen. Dabei werden sie durch 
die Hochschule unterstützt.  
§ 13 Praxisbegleitende Arbeitsgemeinschaften 
(1) Die Arbeitsgemeinschaften (§ 24 APrOVw gD) 
dienen der Vorbereitung, der Auswertung, Diskus-
sion und Nachbereitung von Erfahrungen in der 
praktischen Ausbildung sowie der wissenschaftli-
chen Fundierung und Analyse der in den Ausbil-
dungsstellen bearbeiteten Problemstellungen, 
Problemansätze und Arbeitsverfahren. 
(2) Die Arbeitsgemeinschaften haben einen Umfang 
von insgesamt mindestens 85 Unterrichtsstunden. 
Sie finden in der Regel alle 14 Tage mit Ausnah-
me der Zeit für die Erstellung der Bachelorarbeit 
(§ 16 Abs. 3) statt. Die Studierenden werden hier-
für von ihren Ausbildungsstellen freigestellt. Stu-
dierende, die einen Teil ihrer praktischen Ausbil-
dung außerhalb Baden-Württembergs absolvieren, 
sind in dieser Zeit vom Besuch der Arbeitsgemein-
schaften befreit. Soweit die Teilnehmerzahlen dies 
zulassen, soll in jedem Regierungsbezirk mindes-
tens eine Arbeitsgemeinschaft zu jedem Vertie-





§ 14 Staatsprüfung 
(1) Die Zusammensetzung der Staatsprüfung und die 
Voraussetzungen für deren Bestehen ergeben 
sich aus § 27 Abs. 2 APrOVw gD. 
(2) Das Bestehen der Staatsprüfung ist Voraussetzung 
für die Verleihung des Hochschulgrads „Bachelor 




§ 15 Modulprüfungen 
(1) Die erfolgreiche Teilnahme an Modulen wird durch 
eine bestandene Modulprüfung nachgewiesen. 
Diese kann aus modulbegleitenden oder modulab-
schließenden Prüfungsleistungen bestehen. 
(2) Modulprüfungen finden gemäß dem anliegenden 
Prüfungsplan (Anlage II) in folgenden Formen 
statt: 
1. Klausur 
In einer Klausur werden Aufgaben oder Fälle 
aus dem Gebiet des Moduls unter Aufsicht 
schriftlich gelöst. Multiple-Choice-Aufgaben 
sind zulässig. 
2. Mündliche Prüfung 
In einer mündlichen Prüfung wird festgestellt, 
ob die Studierenden über die in der Lehrveran-
staltung zu erwerbenden Kompetenzen verfü-
gen und diese anwenden können. Mündliche 
Modulprüfungen dauern, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, jeweils 10 Minuten je Modul und 
Studierendem. In ihnen prüfen 2 Prüfer in der 
Regel 3 Studierende gemeinsam. 
3. Hausarbeit  
In einer Hausarbeit wird eine Aufgabe oder ein 
Fall aus dem Gebiet der Lehrveranstaltung un-
ter Einbeziehung und Auswertung einschlägi-
ger Quellen theoretisch und/oder empirisch be-
arbeitet. Die Aufgabe ist so zu stellen, dass sie in der 
Regel innerhalb von vier Wochen bearbeitet werden 
kann. 
4. Referat / Präsentation  
In Referaten / Präsentationen setzen sich die 
Studierenden in freier Rede unter Benutzung 
moderner Präsentationsmedien mit einem 
Thema aus dem Gebiet der Lehrveranstaltung 
unter Einbeziehung und Auswertung einschlä-
giger Quellen auseinander. Eine schriftliche 
Ausarbeitung soll verlangt werden. 
5. Projektarbeit  
In einer Projektarbeit werden die in Form von 
empirischen Erhebungen, Quellenrecherchen, 
Kurzreferaten, Beiträgen zum Projektbericht 
usw. erbrachten Einzelleistungen der Studie-
renden zu einer Gesamtleistung zusammenge-
fasst und als solche bewertet. 
 
6. Praktikumsbericht  
Der Praktikumsbericht informiert über Inhalt, 
Ablauf und Ergebnisse des Praktikums. Die 
Studierenden sollen zeigen, dass sie in der 
Lage sind, die Praxisinhalte zu reflektieren. 
 
(3) Der Prüfungsplan (Anlage II) legt fest, in welchem 
Umfang und in welchen der genannten Formen 
Prüfungsleistungen in den einzelnen Modulen erb-
racht werden müssen. Die Kombination einzelner 
Formen studienbegleitender Prüfungsleistungen 
ist möglich. Soweit der Prüfungsplan Alternativen 
zulässt, legt der Prüfungsausschuss vor Beginn 
des betroffenen Moduls die Form der Prüfungsleis-
tung fest. Im Vertiefungsstudium muss mindestens 
jeweils ein Modul mit einer Klausur, einem Refe-
rat/einer Hausarbeit und einer mündlichen Prüfung 
geprüft werden. Nicht mehr als drei Module dürfen 
als Klausur geprüft werden. Die besonderen An-
forderungen des Vorbereitungskurses für die Aus-
bildereignungsprüfung bleiben unberührt. 
(4) Soweit ein Modul in den Modulbeschreibungen in 
mehrere Teilmodule aufgeteilt ist, können die Prü-
fungen alle oder nur einzelne Teilmodule umfas-
sen. Eine vorherige Bekanntgabe, welche Teile 
des Moduls geprüft werden, erfolgt nicht. Prüfun-
gen in der Form von Klausuren erfolgen, wenn alle 
Lehrveranstaltungen des Moduls abgeschlossen 
sind. 
(5) Macht die zu prüfende Person glaubhaft, dass sie 
aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, nicht 
in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teil-
weise in der vorgesehenen Form oder Frist abzu-
legen, so wird ihr gestattet, die Prüfungsleistungen 
innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen 
Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage geeig-
neter Nachweise verlangt werden. Die Entschei-
dung trifft der Prüfungsausschuss. 
(6) Modulprüfungen bestehen in der Regel aus Einzel-
leistungen. Bei Hausarbeiten, Referaten und Pro-
jektarbeiten können in geeigneten Fällen auch 
mehrere Studierende eine Gruppenleistung er-
bringen; dabei muss der Beitrag der bzw. des ein-
zelnen Studierenden eindeutig abgrenzbar und in-
dividuell bewertbar sein. 
(7) Modulprüfungen, mit Ausnahme der mündlichen 
Prüfungen, werden durch einen Prüfenden schrift-
lich begutachtet und nach § 18 bewertet. Ist eine 
Prüfungsleistung nicht bestanden, kann innerhalb 
von 2 Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses die Bewertung durch eine zweite prü-
fende Person beantragt werden. Weichen im Fall 
der Zweitbegutachtung die Bewertungen um nicht 
mehr als eine volle Note voneinander ab, so wird 
der Durchschnitt gebildet. Bei größeren Abwei-
chungen setzt, wenn die prüfenden Personen sich 
nicht einigen oder sich nicht auf eine volle Note 
annähern können, der Prüfungsausschuss eine 
drittprüfende Person ein, die eine Note innerhalb 
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der von erst- und zweitprüfender Person vorgege-
benen Noten festsetzt. 
 
§ 16 Bachelorarbeit 
(1) In der Bachelorarbeit soll die Befähigung zum 
selbstständigen wissenschaftlichen Arbeiten durch 
die schriftliche Darstellung und Bearbeitung einer 
wissenschaftlichen Fragestellung aus dem Bereich 
der Verwaltung nachgewiesen werden. 
(2) Die Bachelorarbeit wird in der Regel in deutscher 
Sprache verfasst. Über Ausnahmen entscheidet 
der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag. 
(3) Die Bearbeitungsfrist für die Bachelorarbeit um-
fasst die letzten drei Monate der praktischen Aus-
bildung. Die Betroffenen werden im letzten Monat 
der Bearbeitungszeit von der praktischen Ausbil-
dung vollständig freigestellt. Die Hochschule er-
wartet, dass die Studierenden bereits vor der Frei-
stellungsphase Gelegenheit erhalten, sich im er-
forderlichen Umfang mit der Anfertigung der Ba-
chelorarbeit zu beschäftigen. Die Arbeit ist fristge-
recht beim Prüfungsamt einzureichen. Bei Frist-
überschreitung gilt die Bachelorarbeit als nicht be-
standen. 
(4) Im Krankheitsfall oder wegen eines anderen wich-
tigen Grundes kann der Vorsitzende/die Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses auf Antrag eine 
angemessene Verlängerung der Bearbeitungsfrist 
vornehmen. Krankheitsfälle sind in der Regel 
durch amtsärztliches Attest nachzuweisen. 
(5) Die Bachelorarbeit ist in einer 20-minütigen Prü-
fung mündlich zu verteidigen. Hierfür sind zwei 
prüfende Personen zu bestellen, von denen eine 
die schriftliche Arbeit begutachtet haben soll. 
(6) Für die Bachelorarbeit und deren Verteidigung 
wird eine Gesamtnote vergeben. Der Anteil der 
Verteidigung beträgt 25 Prozent. 
 
§ 17 Thema und Begutachtung der Bachelorarbeit 
(1) Das Thema für die Bachelorarbeit wird vom Prü-
fungsausschuss vergeben. Die Themenstellung 
erfolgt auf Vorschlag einer Lehrkraft der Hoch-
schule. Den Studierenden ist Gelegenheit zu ge-
ben, eigene Themenvorschläge zu machen. § 15 
Abs. 6 Satz 2 ist entsprechend anwendbar. 
(2) Die Prüfungsbehörde bescheinigt die Übernahme 
der Themenstellung und die Betreuung der The-
menbearbeitung. Die Lehrkraft ist Erstprüferin. Der 
Prüfungsausschuss bestellt eine zweite prüfende 
Person, die ein Fachbetreuer/eine Fachbetreuerin 
aus der Fachpraxis sein soll. Der zweiten prüfen-
den Person wird die Begutachtung der ersten prü-
fenden Person mitgeteilt. Die Note für die Bache-
lorarbeit ergibt sich aus dem Durchschnitt der No-
ten der beiden Prüfenden. Im Übrigen gilt § 15 
Abs. 7 Sätze 4 und 5. 
 
§ 18 Benotungen und Bestehen der Prüfungen 
(1) Für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
der zuständigen prüfenden Person oder von den 




eine hervorragende Leistung 
Gut 
(1,6-2,5) 










eine Leistung, die trotz ihrer 





eine Leistung, die wegen Män-
geln den Anforderungen nicht 
mehr entspricht 
(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleis-
tungen können Noten zwischen 1,0 und 5,0 in 
Zehntelschritten vergeben werden.  
(3) Eine Modulprüfung gilt als bestanden, wenn die 
Prüfungsleistung mit mindestens „ausreichend 












§ 19 Wiederholung von Modulprüfungen und der 
Bachelorarbeit 
(1) Wer eine Modulprüfung nicht bestanden hat, kann 
sie einmal wiederholen. Satz 1 gilt für die Bache-
lorarbeit entsprechend. 
(2) Wird bei einer Modulprüfung auch die Wiederho-
lungsprüfung nicht bestanden, kann die Modulprü-
fung ein weiteres Mal wiederholt werden. Das gilt 
jedoch nur für bis zu drei Modulprüfungen wäh-
rend des gesamten Studiums. Die weitere Prüfung 
ist mündlich und dauert 20 Minuten. Mit ihr wird 
entschieden, ob der Prüfling die Note 4,0 erreicht. 
Sie wird von zwei prüfenden Personen abgenom-
men. 
(3) Wiederholungen von Modulprüfungen sind inner-
halb von sechs Wochen nach Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses durchzuführen. Die Bearbei-
tungszeit für eine Wiederholung der Bachelorarbeit 
beginnt mit der erneuten Themenstellung, die in 
der Regel am Tag nach der letzten Modulprüfung 
erfolgt. 
 
§ 20 Bildung der Gesamtnote 
(1) In die Gesamtnote gehen die Benotungen der Ab-
schlussprüfungen der Module sowie der Bachelor-
arbeit gewichtet ein. Die Gewichtung ergibt sich 
aus der Anlage II. 
(2) Die Gesamtnote wird mit einer Dezimalstelle aus-
gewiesen. Die weiteren Dezimalstellen werden 
gestrichen 
 
§ 21 Leistungspunkte 
Das Studium hat einen Umfang von insgesamt 180 
Leistungspunkten (European Credit Transfer System, 
ECTS). Davon entfallen 105 Leistungspunkte auf das 
Grundlagenstudium, 30 Leistungspunkte auf die prakti-
sche Ausbildung, 35 Leistungspunkte auf das Vertie-
fungsstudium und 10 Leistungspunkte auf die Bachelor-
arbeit. Die auf die einzelnen Module entfallenden Leis-
tungspunkte ergeben sich aus der Übersicht in Anlage 
II. 
§ 22 Prüfungsausschuss 
(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitglie-
dern. Diese sind der Studiendekan/die Studiende-
kanin des Studiengangs „gehobener Verwaltungs-
dienst“ und zwei weitere hauptamtliche Lehrkräfte. 
Für den Studiendekan/die Studiendekanin und die 
weiteren hauptamtlichen Lehrkräfte wird je eine 
hauptamtliche Lehrkraft als Stellvertre-
ter/Stellvertreterin bestellt. Dabei muss jeweils 
mindestens ein Mitglied aus dem Bereich 
„Rechtswissenschaften“ bzw. „Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften“ stammen. Die weiteren 
hauptamtlichen Lehrkräfte nach Satz 2 und die 
Stellvertreter/Stellvertreterinnen werden vom Fa-
kultätsrat der Fakultät I gewählt. Ihre Amtszeit en-
det mit der des Studiendekans. 
 
(2) Den Vorsitz führt der Studiendekan/die Studiende-
kanin.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss kann die Wahrnehmung 
von Aufgaben auf den Vorsitzenden/die Vorsitzen-
de übertragen.  
 
(4) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind 
nicht öffentlich.  
 
(5) Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungstermine 
fest und entscheidet über die zu bearbeitenden 
Klausuren. Außerdem entscheidet er in den Fäl-
len, welche diese Satzung vorsieht 
 
(6) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
 
Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
neben dem Vorsitzenden/der Vorsitzenden oder 
dem Stellvertreter/der Stellvertreterin ein weiteres 
Mitglied anwesend ist. Er beschließt mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden/der Vorsitzenden. 
 
 
§ 23 Prüfer/innen 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die prüfenden 
Personen für die Modulprüfungen und die Bache-
lorarbeit. 
(2) Ein kurzfristig vor Beginn der Prüfung aus wichtigen 
Gründen notwendig werdender Wechsel einer prüfenden 
Person ist zulässig. 
 
§ 24 European Credit Transfer System 
Für die Einstufung der erfolgreichen Teilnehmer an der 
Bachelorprüfung im European Credit Transfer System 
(ECTS) ist folgende Tabelle zu verwenden (relative No-
ten): 
A = die besten                 10 v.H. 
B = die nächsten 25 v.H. 
C = die nächsten 30 v.H. 
D = die nächsten 25 v.H. 
E= die nächsten 10 v.H. 
 
 
§ 25 Hochschulgrad und Bachelorurkunde 
(1) Aufgrund der erfolgreichen Beendigung des Ba-
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chelorstudiengangs „Gehobener Verwaltungs-
dienst – Public Management““ wird der Hoch-
schulgrad "Bachelor of Arts (B.A.)" verliehen. 
(2) Mit der Verleihung dieses Hochschulgrades wird 
eine Bachelorurkunde ausgehändigt. Diese ist in 
der deutschen und in der englischen Sprache 
ausgestellt und trägt die Unterschrift des Rek-
tors/der Rektorin und das Siegel der Hochschule. 
 
§ 26 Diploma Supplement 
Zusätzlich zum Zeugnis ist ein Diploma Supplement in 
deutscher und englischer Sprache auszustellen. Es 
enthält die Angaben die von der Europäischen Union, 
dem Europarat und der UNESCO/CEFES empfohlen 
werden. 
 
§ 27 Einsichtnahme in die Prüfungsakten 
Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens kann die ge-






§ 28 Inkrafttreten 
Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-











Walter Veigel, Kanzler 
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Anlage I: Einführungspraktikum 
Das Einführungspraktikum findet vor dem 1. Semester des Studiums statt. Es dauert 6 Monate, 
einschließlich des vierwöchigen Einführungslehrgangs, der mit einer Klausur endet, die entspre-
chend § 30 AprOVw gD benotet wird. 
1. Einführungslehrgang 
Im Einführungslehrgang sollen den Verwaltungspraktikanten / Verwaltungspraktikantinnen allge-
meine Rechts- und Verwaltungskenntnisse vermittelt werden, die für die Arbeit in der Verwaltung 
generell erforderlich sind. Damit soll die Einführung in die praktische Arbeit gefördert und ein 
Grundverständnis für die Verwaltungspraxis erreicht werden. Die Verwaltungspraktikanten/ Verwal-
tungspraktikantinnen sollen besonders angeleitet werden, die erworbenen Kenntnisse bei der Lö-
sung von Fällen aus der Praxis anzuwenden. Die Vermittlung der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und Methoden für die Ausbildung bleibt dem Studium an der Hochschule vorbehalten. Im Rahmen 
des Einführungslehrgangs sollen die Verwaltungspraktikanten/Verwaltungspraktikantinnen mindes-
tens eine Gemeinderatssitzung bzw. Kreistagssitzung besuchen und die darin gewonnen Erkennt-
nisse aufarbeiten.  
Grundlagen der Ausbildung 
• Grundlagen, Inhalt und Ablauf der Ausbildung 
• Rechte und Pflichten der Verwaltungspraktikanten 
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Grundzüge der demokratischen und rechtsstaatlichen Ordnung 
• Grundlagen zur verfassungsmäßigen Ordnung des Grundgesetzes und 
der Landesverfassung 
• Demokratie 
- Form der politischen Willensbildung 
- Grundzüge des Wahlrechts 
- Verfassungsrechtliche Stellung der politischen Parteien 
• Bundesstaat 
- Parlamente (Bundestag, Landtag) und Bundesrat 
- Regierung 
- Staatsoberhaupt 




Aufgaben und Organisation der öffentlichen Verwaltung 
• Organisation der öffentlichen Verwaltung (Behördenaufbau) 
• Ablauforganisation 
- Geschäftsgang 
- Bearbeitung der Vorgänge 
- Formen des Schriftverkehrs 
• Aktenverwaltung 












• Aufgaben der Verwaltung 
• Kunden- und Bürgerorientierung 
Rechtliche Grundlagen der öffentlichen Verwaltung 
• Träger der öffentlichen Verwaltung 
• Gebundenheit und Freiheit der Verwaltung 
• Öffentliches und privates Recht (Abgrenzung) 
• Quellen des Verwaltungsrechts 
• Arten und Formen des Verwaltungshandelns (Überblick und Grobab-
grenzung) 
Technik der Rechtsanwendung und Anfertigung von Bescheiden 
• Struktur und Anwendung von Rechtsätzen (Tatbestand, Rechtsfolge 
Subsumtion, Auslegung) 










Grundlagen des Kommunalverfassungsrechts 
• Kommunale Selbstverwaltung (Prinzip, Bedeutung, wichtigste Träger, 
geschichtliche Entwicklung, Stellung der Gemeinden und Landkreise im 
Staatsaufbau, verfassungsrechtliche Garantien) 
•  Einwohner und Bürger (Begriff, Überblick über Rechte und Pflichten) 
Gemeinderatsverfassung (Grundzüge) 
12 
Einführung in die Kommunalwirtschaft 
• Einführung in das Kommunale Wirtschaftsrecht 
• Überblick 
• Haushaltswesen 
-   Haushaltssatzung (Verfahren, Inhalt) 
- Haushaltsgrundsätze 
- Haushaltsplan  
- Haushaltsvollzug 

















Zusätzlich wird innerhalb des Einführungslehrgangs ein 30-stündiger Kurs in kaufmännischer 
Buchführung durchgeführt. Der Besuch ist für die Verwaltungspraktikanten/ Verwaltungsprakti-
kantinnen freiwillig. 
2. Einführung in die Verwaltungspraxis 
Im Einführungspraktikum sollen die Verwaltungspraktikanten/ Verwaltungspraktikantinnen sich 
mit den Aufgaben und der Arbeitsweise der Verwaltung vertraut machen und dabei allgemeine 
Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben, die für die Arbeit in der Verwaltung erforderlich sind. Sie 
sollen, soweit es die Ausbildung erfordert, am beruflichen Tagesablauf der Ausbilder/innen teil-
nehmen und sich mit der Arbeitsweise in deren Tätigkeitsgebiet vertraut machen. Dem fort-
schreitenden Ausbildungsstand entsprechend, sollen den Praktikanten/Praktikantinnen zuneh-
mend auch Aufgaben zur selbstständigen Erledigung übertragen werden. Ziel ist, die Verwal-
tungspraktikanten/innen als Sachbearbeiter/innen in einfachen Fällen einzusetzen. Die von den 
Verwaltungspraktikanten/innen gefertigten Entwürfe sind mit ihnen zu besprechen. Die Ausbil-
dungsverantwortlichen sind gehalten, die Ausbildung so zu gestalten, dass die Verwaltungsprak-
tikanten/innen intensiv und zielstrebig gefördert werden. Hierzu gehört, dass die Ausbildungs-
verantwortlichen das Interesse und das eigene Bemühen der Verwaltungspraktikanten um ihre 
Ausbildung stärken und ihnen das Bewusstsein vermitteln, dass sie verantwortlich an der Erfül-
lung der Aufgaben der Praxis mitarbeiten.  
Die Verwaltungspraktikanten/innen werden in mindestens zwei Bereichen ausgebildet. Die Aus-
bildungsstelle hat mindestens zwei Beurteilungen mit einer Benotung gemäß § 30 APrOVw gD 
zu erstellen.  
Für die exemplarische Ausbildung in den Fachbereichen kommen insbesondere nachfolgend 
genannte Teilgebiete in Betracht: 
− Kassenwesen 
− Haushalts- und Finanzplanung 
− Abgabenverwaltung 
− Beschaffungs- und Vergabewesen 
− Vermögensverwaltung kostenrechnende Einrichtungen 
− wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde / des Landkreises 
− Rechnungswesen / Prüfungswesen 
− Organisationsaufgaben des Bürgermeisteramts / Landratsamts 








− Angelegenheiten des Straßenverkehrs 
− kommunaler Straßenbau 
− Gewerbeangelegenheiten 
− Pass- und Meldewesen 
− Staatsangehörigkeitswesen 
− Ausländerrecht 
− praktische Vorgänge aus dem Umweltschutz 
− Sozialhilfe und andere Sozialleistungen 
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Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            















6 Modul 20  Praxisprobleme des Perso-











Modul 22a  Vorbereitungskurs für die 
Ausbildereignungsprüfung   oder 
 
Modul 22b Öffentlichkeitsarbeit – Public 
Relations 
 







      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     














Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            






Modul 18  Allgemeine und fachgebiets-
bezogene (umwelt-, planungs- 
und bau)rechtliche Gesichts-
punkte 






Modul 19  Sozialwissenschaftliche Ge-
sichtspunkte, Methoden und 
Instrumente 





6 Modul 20  Großverfahren im Planungs- 

















      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     









II.2 Ordnungsverwaltung / Zuwanderung 
LP 
Module 
Grundlagenstudium Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            




















6 Modul 21  Das integrierte Projekt 












      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     













Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            






a)Modul 18 Sozialmanagement 
einschließlich Sozialplanung; 
Verknüpfung von Sozialrecht mit 
anderen Disziplinen und Rechts-
gebieten; Migration und Sozial-
recht 











Modul 20  Aufgaben der Kommunen im 
Sozial- und Gesundheitsbe-
reich / 
Zentrale aktuelle Aufgaben 
der Jugendhilfe 





6 Modul 21  Grundsicherung für Arbeitsu-












      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     













Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            


























b)Modul 22  Marketing;  
 Internationale Beziehungen, 
Europäische Kulturpolitik, För-
derprogramme,  







      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     














Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            






Modul 17  Kommunale  
Finanzwirtschaft 1 






Modul 19  Kommunale  
Finanzwirtschaft 2 










6 Modul 21  Investitions- und Finanzma-






Modul 22  Vertragsgestaltung 
/Umsetzung vertraglicher 
Pflichten 







      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     
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IV.2 Wirtschaft und Finanzen / Öffentliche Unternehmen 
LP 
Module 
Grundlagenstudium Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            




















6 Modul 21  Investitions- und Finanzma-





6 Modul 22  Gesellschafts- und Handels-







      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     













Art der Prüfungsleistung   Gewichtung 
16 Modul 1: ÖR Klausur 4 h     9% 
3 Modul 2: Ord R Klausur 2 h     2% 
3 Modul 3: SozR Klausur 2 h   2% 
6 Modul 4: KR Klausur 2 h     4% 
9 Modul 5: PR 1, OWiR Klausur 4 h     6% 
5 Modul 6: PR 2 Klausur 2 h     4% 
10 Modul 7: FBW 1 Klausur 4 h     6% 
7 Modul 8: FBW 2 Klausur 3 h     5% 
6 Modul 8: FBW 3 Klausur 3 h     4% 
7 Modul 10: VWL/Soz Klausur 3 h     4% 
8 Modul 11: Inf/Org Klausur 3 h     5% 
7 Modul 12: Pers Klausur 3 h oder Referat/Hausarbeit   5% 
6 Modul 13: Psychologie Klausur 2 h oder Referat/Hausarbeit   4% 
4 Modul 14: Proseminar 
  Referat/Hausarbeit  2% 
3 
Modul 15: Sprache und Interkulturalität/ 
Studium generale Klausur 2 h oder Referat/Präsentation  1% 
5 Modul 16: Fachprojekte 
  Projektarbeit/Referat  3% 
 
 
   
  
  Vertiefungsstudium            















6 Modul 20  Projekt: Bürgermeisterwahl 

















      
    
30 4 Praxismodule aus Modulen 23 - 27     Praktikumsberichte     
10 Bachelorarbeit 15       16% 
180 Summen 
  
100% 

